
Auszug aus dem Thüringer Schulgesetz in der Fassung vom 30.04.2003 (GVBI. S. 238),
zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 10.03.2005 (GVBI. S. 58)

§ 14
Schulbezirke, Einzugsbereiche

(1) Fürjede Grundschule und jede Regelschule legt der Schulträger im Einvernehmen mit dem
für das Schulwesen zuständigen Ministerium einen abgegrenzten Schulbezirk fest; dieser kann
auf der Grundlage einer entsprechenden Vereinbarung zwischen den beteiligten Schulträgern
über das Gebiet eines Schulträgers hinausgehen. Für mehrere Grundschulen oder
Regelschulen kann jeweils ein gemeinsamer Schulbezirk festgelegt werden. Örtlich zuständig
ist die Schule, in deren Schulbezirk der Wohnsitz des Schülers liegt; im Fall des Satzes 2 sind
die Schulen im gemeinsamen Schulbezirk die örtlich zuständigen Schulen. Änderungen der
Schulbezirke können im Einvernehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium
erfolgen. Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, so kann das für das Schulwesen zuständige
Ministerium einen Schulbezirk festlegen oder verändern, wenn es dafür ein dringendes
öffentliches Interesse feststellt. .

(2) Absatz 1 gilt für das Einrichten von Klassen nach § 6 Abs. 5 und 6 entsprechend;
ausgenommen ist das Einrichten von Klassen nach § 6 Abs. 7 Satz 1.

(3) Absatz 1 gilt mit Ausnahme des Satzes 2 für die regionalen Förderzentren entsprechend.

(4) Für die Berufsschulen legt der Schulträger im Einvernehmen mit dem für das Schulwesen
zuständigen Ministerium und nach Anhörung der nach dem Berufsbildungsgesetz zuständigen
Stellen Einzugsbereiche fest; diese können für einzelne Ausbildungsberufe der Berufsschule
über das Gebiet des Schulträgers hinausgehen. Die Einzugsbereiche für Landesfachklassen
und andere überregionale Fachklassen legt das für das Schulwesen zuständige Ministerium im
Einvernehmen mit dem Schulträger fest. Gleiches gilt für länderübergreifende Fachklassen.
Örtlich zuständige Berufsschule ist in der Regel die, in deren Einzugsbereich der
Ausbildungsort, bei Jugendlichen ohne Ausbildungsverhältnis, in deren Einzugsbereich der
Wohnort liegt. Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

§ 15
Gastschulverhältnis

(1) Auf Antrag der Eltern oder des volljährigen Schülers kann aus wichtigen Gründen der
Besuch einer anderen als der nach § 14 örtlich zuständigen Schulen gestattet werden
(Gastschulverhältnis), insbesondere wenn besondere pädagogische oder soziale Gründe
vorliegen oder der Besuch einer anderen Schule dem Schulpflichtigen die Wahrnehmung des
Berufsausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses erheblich erleichtern würde.

(2) Bei Grund- und Regelschulen sowie bei Förderschulen trifft die Entscheidung nach Absatz 1
das Schulamt, in dessen Zuständigkeitsbereich der Schulpflichtige seinen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt hat, nach Anhörung des abgebenden und im Einvernehmen mit dem
aufnehmenden Schulträger unter Berücksichtigung der Aufnahmekapazität der aufnehmenden
Schule.

(3) Bei Berufsschulen trifft die Entscheidung nach Absatz 1 das für den Beschäftigungsart
zuständige Schulamt und für Schüler ohne Beschäftigungsverhältnis das für den gewöhnlichen
Aufenthalt zuständige Schulamt nach Anhörung des aufnehmenden und des abgebenden
Schulträgers unter Berücksichtigung der Aufnahmekapazität der aufnehmenden Schule.
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